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Unternehmensschutz

In welchen Einsatzbereichen und unter
welchen Voraussetzungensoll die Über-
wachung nicht öffentlich zugänglicher
Betriebsstättenkünftig zulässigsein?
RADr. Ulrich Dieckert: Nachdemvor-
liegenden Gesetzentwurf ist die Beob-
achtung nicht öffentlich zugänglicher
Betriebsstätten– also Betriebsgelände,
Betriebsgebäude oder Betriebsräume –
mit optischelektronischenEinrichtun-
gen künftig zulässig, wennsie der Zu-
trittskontrolle, der Wahrnehmung des
Hausrechts, demSchutzdesEigentums,
derSicherheit derBeschäftigten, derSi-
cherung von Anlagen, der Abwehr von
Gefahrenfür die Sicherheit des Betrie-
bes sowie der Qualitätskontrolle dient
und dabei zur Wahrung wichtiger be-
trieblicher Interessen erforderlich ist.
Esdürfenalsokeine wenigereinschnei-
denden Mittel gegeben sein, umdiese
Zwecke zuerfüllen. Schließlichdürfen
selbst bei Zweckmäßigkeit und Erfor-
derlichkeit keine Anhaltspunkte dafür
bestehen, dass schutzwürdige Interes-
sender BetroffenenamAusschluss der
Datenerhebung überwiegen. Das gilt
beispielsweise für Teile von Betriebs-
stätten, die überwiegend der privaten
Lebensgestaltung der Beschäftigten
dienen. So besteht gemäß § 32f Abs. 2
BDSG(Entwurf) einabsolutesVerbotfür
etwa Sanitär-, Umkleide- und
Schlafräume.

Wannist mit demInkrafttretender Neu-
regelungenzurechnenund was wirdsich
gegenüberdenzur Zeit geltendenRegeln
für die Videoüberwachungin Unterneh-
menändern?

RADr. Ulrich Dieckert: Nachjetzigem
Stand des Gesetzgebungsverfahrens
werden die Neuregelungen zum Be-
schäftigtendatenschutz wohl Ende2011
in Kraft treten. Die dort verkörperten
Grundsätzegeltenjedochbereits heute.
So ist nach der Generalklausel in § 28
BDSGdas Erheben personenbezogener
Daten – hierzu gehört auch die Vi-
deoüberwachung–zulässig, wenndies

zur Wahrung berechtigter Interessen
erforderlichist undkeinGrundzur An-
nahmebesteht, dassschutzwürdigeIn-
teressen der Betroffenen überwiegen.
InderbeabsichtigtenNeuregelungwer-
den die „berechtigten Interessen“ des
Unternehmens unddie„schützenswer-
tenBelange“ derBetroffenenallerdings
konkretisiert, was zu mehr Rechtssi-
cherheit auf beiden Seiten führt. Es
kann daher nicht schaden, wenn sich
dieUnternehmeninihrerPraxisbereits
jetzt andenLeitliniender Neuregelung
ausrichten.

Wirdsichauchbei der Überwachungvon
öffentlich zugänglichen Bereichenetwas
ändern?
RADr. Ulrich Dieckert: Soweitesumdie
VideoüberwachungvonBereichengeht,
die demPublikumzugänglichsind, wie
etwa Eingangsbereiche, Verkaufs- und
Ausstellungsräume, Kundenparkplätze,
HotellobbysoderAußenanlagen, gibtes
bereitsseit2001 mitdem§6bBDSGeine
spezielle Regelung. Diese erlaubt den
Einsatz zur Wahrnehmung des Haus-
rechts und/oder zur Wahrnehmungbe-
rechtigter Interessen für konkret fest-
gelegte Zwecke, wenn die Grundsätze
derErforderlichkeit undderVerhältnis-
mäßigkeit gewahrt sind. Aufzeichnun-
gen müssen danach unverzüglich
gelöscht werden, wenn sie zur Zweck-
erreichung – zumBeispiel zur Verfol-
gungvonStraftaten–nicht mehrerfor-
derlichsind. Eine Weitergabe der erho-
benenBilderist nurzuZweckenderpo-
lizeilichenPräventionoder Strafverfol-
gungzulässig(§ 6bAbs. 3 Satz 2 BDSG).

Neuer Beschäftigtendatenschutz

VideoüberwachungimUnter-
nehmen– mehr Freiheiten?Bei der Überwachungvon Produktionsvorgängen, der KontrollevonLagerbeständen, bei der Sicherung
besonders gefährdeter Anlagen oder auch bei Ermittlungen geratenzwangsläufigauch die Mitarbeiter
ins Bildder Kameras. Obundunter welchen Bedingungen dieszulässigist, wirddas kommende Gesetz
zumBeschäftigtendatenschutzneuregeln. Claus Schaffnersprachfür WIKmit demRechtsexperten
Dr. Ulrich Dieckert über die Konsequenzen des neuen §32f Bundesdatenschutzgesetz(BDSG) sowie
über weitere Vorschriften, dieden Einsatzvon Videoüberwachungstechnikin
Unternehmen prägen.

RADr. Ulrich Dieckertist Partner der überörtli-
chen Sozietät Witt Roschkowski Dieckert, die
unter anderemfür die Bauwirtschaft beratend
tätigist. I mBereich der Sicherheitstechnik hat
er sich auf das Thema Videoüberwachungspe-
zialisiert undreferiert hierzu bei Seminaren
undKongressen der Sicherheitsbranche. Er
berät Betreiber undErrichter bei der Einfüh-
rungsicherheitstechnischer Einrichtungen –
zumBeispiel bei mEntwurfvon Betreiberkon-
zepten –undvertritt Unternehmen bei der
Aushandlungvon Betriebsvereinbarungen
zumThema Videoüberwachung.
Kontakt: www. wrd. de
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Schließlichist der Umstand der Beob-
achtung durch geeignete Maßnahmen
(zum Beispiel Videoinfozeichen) er-
kennbar zu machen(§ 6bAbs. 2 BDSG).
Dies gilt auch für Kameraattrappen,
was imneuen § 32f Abs. 1 BDSG(Ent-
wurf) ausdrücklich so geregelt ist. Ge-
setzliche Änderungen sindfür den öf-
fentlich-zugänglichen Bereich derzeit
nicht zuerwarten.

Gelten diese Regelungenfür alle Unter-
nehmen, etwa auchfür Banken?
RA Dr. Ulrich Dieckert: Grundsätzlich
haben auch Kreditinstitute die Vorga-
ben des BDSG zu beachten. Allerdings
geltenin Bereichen, in denen Bankno-
ten ausgegeben oder angenommen
werden, die Sonderregelungen der Un-
fallverhütungsvorschriften der Kassen
(§6UVV„Kassen“, BGVC9). Danachsind
Schalterhallen, in denen die zu schüt-
zenden Bankangestellten tätig sind,
zwingend mit „optischen Raumüber-
wachungsanlagen“ auszurüsten, aller-
dingsauchhierunterBeachtungdesBe-
schäftigtendatenschutzes. Die Überwa-
chung von Geldautomaten zur Be-
trugsprävention und -aufklärung un-
terliegt wiederumdenallgemeinenRe-
gelndes BDSG.

Kann ein Unternehmen aufgrund des
neuen§32fBDSGkünftigaufdieBeteili-
gung vonArbeitnehmervertretungenbei
der Einführung von Videoüberwa-
chungsmaßnahmenverzichten?
RA Dr. Ulrich Dieckert: Die Einbezie-
hungderArbeitnehmervertretungenist
nach wie vor erforderlich. Dies ergibt
sichaus§87Abs. 1 Nr. 6BetrVG, wonach
der Betriebsrat bei der Einführung und
AnwendungtechnischerEinrichtungen
zu beteiligen ist, die dazu bestimmt
sind, das Verhalten oder die Leistung
der Beschäftigten zu überwachen. Da
dies bei einer Videoüberwachung
grundsätzlich möglichist, kannder Be-
triebsrat denAbschluss einer Betriebs-
vereinbarung verlangen, in der die
ZweckbestimmungsowieArtundWeise
der Videoüberwachung sowie Fragen
der Zugriffsberechtigung, Speicherung,
Auswertung und Löschung der Bildda-
ten imEinzelnen geregelt sind. Dabei
achten die Arbeitnehmervertretungen
in der Regel darauf, dass die Aufzeich-
nungen nicht zur Arbeitsbewertung
oder zur Verhaltenskontrolle verwen-

det werden. Des Weiteren wird bean-
sprucht, bei der Einsichtnahme zuge-
genzusein.

I mVorgriffdaraufsolltenUnternehmen
bei der Planung einer Videoüberwa-
chungsanlage nicht nur die techni-
schenParameter, sondern auchdie ar-
beits- und datenschutzrechtlichen
Überlegungen in einem Konzept nie-
derlegen, um möglichen Auseinander-
setzungenvonvornhereindieSpitzezu
brechen. Ein solches Konzept ist dann
zunächst dem betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten zur sogenannten
„Vorabkontrolle“ gemäß§ 4dBDSGvor-
zulegen. Dessen„Unbedenklichkeitser-
klärung“ hilft bei den Verhandlungen
mit dem Betriebsrat meistens weiter.
SolltederBetriebsratzumAbschlussei-
ner Vereinbarung nicht bereit sein,
kanndiesegegebenenfalls vor derEini-
gungsstelle erstritten werden. Spätes-
tens zu diesem Zeitpunkt sollten die
Unternehmen spezialisierte Rechtsan-
wälte hinzuziehen.

Bleibt es erlaubt, Arbeitnehmer imVer-
dachtsfall auch versteckt zu überwa-
chen, um vermutete Straftaten aufzu-
decken?
RADr. Ulrich Dieckert: Nach demerst
kürzlich eingefügten § 32 Abs. 2 BDSG
dürfte dies derzeit noch möglich sein.
DanachisteineDatenerhebungzurAuf-
deckungvonStraftatendurchBeschäf-
tigtezulässig, wennzudokumentieren-
detatsächlicheAnhaltspunktedenVer-

dacht begründen, dass der Betroffene
im Beschäftigungsverhältnis eine
Straftat begangen hat. Die Erhebung,
Verarbeitung oder Nutzung muss zur
Aufdeckung jedoch erforderlich sein
unddieschutzwürdigenInteressendes
Beschäftigten dürfen nicht in unver-
hältnismäßiger Weise verletzt werden.
Eine solche Maßnahme sollte mit dem
Betriebsrat vorher abgestimmt undso-
dann zeitlich und auch räumlich be-
schränkt durchgeführt werden. Sollte
allerdings die jetzige Entwurfsfassung
des§32eBDSGinKrafttreten, wäreeine
Videoüberwachung ohne Kenntnis des
Beschäftigtenkünftig nicht mehr mög-
lich. DennnachAbs. 4dieserVorschrift
ist dieverdeckteErhebungvonBeschäf-
tigtendaten unzulässig, wenn sie mit
Hilfe technischer Mittel erfolgt, die für
Beobachtungszwecke bestimmt sind.
DiesgiltallerdingsnichtfürdenEinsatz
vonFerngläsernundFotoapparaten.

Dürfen derartige Aufnahmen trotzdem
als Beweismittel vor Gericht verwendet
werden? Und wasist sonstin Bezug auf
die Gerichtsverwertbarkeit vonVideoda-
tenzubeachten?
RADr. Ulrich Dieckert: Zwar gibt esim
deutschen Prozessrecht kein absolutes
Beweisverwertungsverbotfürillegal be-
schaffte Beweismittel, gleichwohl ten-
dieren die Gerichte dazu, gesetzwidrig
erlangteVideodatensowohlinZivil- als
auchin Arbeitsprozessen nicht zuver-
wenden. So hat das Arbeitsgericht
FrankfurtimJahr2005ineinemKündi-
gungsprozessfestgehalten, dass derAr-
beitgeber von seinem „Rechtsbruch“
nichtprofitierendarf. Insofernsolltebei
derErhebungvonVideodatenstets Wert
auf die korrekte Einhaltungvondaten-
schutz- undarbeitsrechtlichenBestim-
mungengelegt werden.

Die Gerichtsverwertbarkeit hängt aber
auchvonder Qualität derAufzeichnun-
gen ab. Aufnahmen aus ungünstigen
PositionenoderbeischlechtenLichtver-
hältnissenfehltes häufiganderhinrei-
chenden Aussagekraft. Des Weiteren
muss die Manipulation der Aufzeich-
nung auf einemdemGericht vorzule-
genden Medium, etwa CD oder DVD,
technischausgeschlossensein– die so
genannte „geschlossene Beweiskette“.
Die Unternehmensolltensichdiesvom
Errichterbetriebbestätigenlassen.

Dieser Bereich wird
videoüberwacht

SindVideoüberwachungskameras oder Kame-
ra-Attrappenin öffentlich zugänglichen Berei-
cheninstalliert, verlangt das Bundesdaten-
schutzgesetz einen entsprechenden Hinweis.
Vorgabenfür die bildliche odertextliche Hin-
weisgestaltunggibt es nicht. Häufiggenutzt
wirdin Deutschlanddiestilisierte Kamera
gemäß DI N33450.


